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W Die Fememorde bei verſchloſſenen Türenende Gelten

n an Veborſichtige, abtaſtende Politik, die niemandem wehe
ſennn en tut, gleicht einer ſtumpfen Waffe. Jm Kampf verſagt ſie
d vo x Ab ünd macht den Helden zum Opfer ſeiner Feinde. Je ſchär
de regt er deſto beſſer. Wenigſtens, wo es angebracht iſt. Schone

G gleiten den, der wehrlos fleht, haue den, der widerſteht, heißt es
d in in einem alten Liede. Auch Luther mußte es erſahren.
n Als er behutſam auftrat und nach allen Seiten ſeine Ver

Geſhlechte. beugung machte, ſtand er auf weiter Flur allein. Er ſelbſt
e iſt wede fühlte, daß er auf dieſem Wege verloren war. Und da
eil des Na packte ihn echter deutſcher Manneszorn und riß ihn mit.
müßte ode Er wuchs über ſich ſelber hinaus. Seine Abrechnung mit
Frau ver den Deutſchnationalen wurde Ereignis. Richtete die ge

Mit dieſe fenkten Köpfe in der Mikte wieder auf. Da er den ihm
a von Weſtarp mutwillig zugeworfenen Fehdehandſchuh auf

abgeordnete

tſchaftsparte

iederzulegen

e

en

hob, weckte er jubelndes Echo. Jm Reichstag, auf dene ribünen. Jm Volke aber hat man erſt recht dafür Ver

ändnis, und nichts iſt dort weniger genehm, als Halb
heit und Lauheit. Führernaturen ſind es, die wir brauchen,

und vom Führer verlangt man, daß er das Signal zum
Angriff gibt. Graf Weſtarp aber und die Seinen ſaßen
ſtumm in ſich gekehrt. Der Gegenſtoß traf ſie unvorbe
reitet. Von ihrem Kanzler hatten ſie das nicht erwartet.
Es iſt ſonderbar, wie ſich alles bei uns wiederholt. Ob
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And dennoch geht

den vorüber ſei.

Liede das ſieben Jahre
zu ferner Zeit der
dann hat das ſie

deutſchen Reaktion, und

deutſchen Liberalismus
und Auerſtedt, nach Ol

Wirtſchaſt Alte im Sachſenwalde grollend, glich weiland Achill
n des Nag, im Zelt der Griechen, ſeinen Anmut auspackt und m in

e fi und innerungen laufen Heit ſelbſt in den Novee privi aus de e o Hut v und er triumphierte
glaubt, das tigen Freunden
riftliche In

iſt immer dasſelbe, wer Verantwortung bei uns über
ruft Warlit nimmt und von rechts her kommt, wandert der Mitte zu.
s gebunde s Erſte und Letzte bleibt der Bruch mit den Konſer
s tiven oder ihren Rechtsnachfolgern, den Deutſchnationa
ide macht ſei Man kann es geradezu die Tragödie rechtsſtehender
ekdoten ſind nzler nennen
Pointe. De And Luther ſiegte, ſiegte, weil er den Willen zur Klar
jährigen Se k kundtat. Glänzend war es ja nun gerade nicht. Nur
auf Wande

de auf ihn gewettet hatten, atmeten erleichtert auf.
geſamme

nannigfaltigg gewonnen, alles gewonnen.
it. an Kampfe die Volkiſchen.
ten fröhli
Buch hingeg

e
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ein Miniſterpräſident um ſeine Stellung. Jhm ergeht es

in: bei Philippi ſehen wir uns
ieder, zuruft, ob BethmannHollweg, konſervativer

Reichstagsabgeordneter und dito Oberpräſident, von den
Freunden und Standesgenoſſen geſtürzt wird, oder ob

Hans Luther Chef des erſten Rechtskabinetts der Repu
blik die diplomatiſchen Beziehungen mit ihnen lockert, es

eine Naſenlänge, aber der Preis war ſein, und e
ei

Am beſten gefielen uns im
Fünfzehn Mann Frauen ge
an, was für ihre politiſcheBefähigung eigentlich recht deutlich ſpricht ſind noch in

r

hören der Fraktion nicht

en neuen Reichstag eingezogen. Herr Henning entgleiſte
d mußte abtransportiert werden. Blieben noch vierzehn.

nd von denen waren ſieben zur Stelle. Herr Beſt fehlte,
r glaubt offenbar an keine Aufwertung der Partei, und
Aufwertung iſt das einzige, was ihn intereſſiert, Herr
Ludendorff aber ſaß daheim und begnügte ſich mit den
Niederlagen vergangener Tage. Sozialdemokraten verſag
ten ſich. Du ſprichſt vergebens viel, um zu verſagen, der
andere hört von allem nur das Nein. Sie will nicht, ſie
traut ſich nicht. Heldentum ſieht anders aus. Sie mar

ſchiert mit eingerollten Fahnen. Erhebend war der An
blick nicht. Aber auch ohne ſie ſtegte das Kabinett, und
ſie kann jetzt mit freundlichem Augurenlächeln den Willi

in ihren Reihen zuraunen: Wir haben wenigſtens die
Regierung nicht geſtürzt.
Nun iſt Arbeitszeit. Freie Bahn der Arbeit. HerrStreſemann darf ſich jetzt produzieren. Schon knapp vor
der Entſcheidung über das Vertrauensvotum ſagte er ſein
Sprüchlein her, aber überwältigend war es nicht. Freilich,
er trug nicht daran die Schuld. Wie gerne hätte er in den
Sitzungsſaal hineintriumphiert, die Truppen am Rhein
ſind in die Flucht geſchlagen. Doch drüben in Paris ringt

nicht anders als dem befreundeten Kanzler Finanzſorgen
lähmen ihn. Er kann nicht die klugen Gedanken in klüge

aten verwandeln, denn zum letzten Kampf mit den
Poincariſten iſt er nicht ſtark genug. Jn London und Ber
lin aber hat man dafür ein feines Verſtändnis. Beſſer,
am Rhein ſpiegeln ſich noch einige Monate länger einige
tauſend überflüſſige Bajonette in den klaren Fluten des
Stroms, als daß Locarno in Paris den Geiſt aufgibt.
Es iſt ein Fortſchritt, daß die befreundeten Chefs der
Zabinette jetzt ſo eine Art Verſicherung auf Gegenſeitig
keit beſchloſſen haben und ſofort eine Anterſtützungsaktion
Eginnen, wenn einer von ihnen bedroht iſt. Auch Luther
Fegenüber galt das. Jhm teilten ſie rechtzeitig mit, daß

ſtädtchen Locarno.

der Demokraten und
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der Wirtſchaftspartei
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ſein, dann könnten dem deutſchen
werden, die immer aus dem Spiel
ſind. Auch hier Frühling mit erſten zarten Knoſpen.

Die Mitte marſchiert. Das Kompromiß in der Fürſten
abfindung liegt als erſtes Ergebnis der neuen Freund-
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geht die Großzügigkeit der deutſchen Re

ſie für arme Leute ſich etwas
aber rechts und links mürriſch ſind,
ein Beweis, daß man recht hat.
gefallen durch deine Tat und dein Kunſtwerk,
wenigen recht, vielen gefallen
Schiller, der übrigens auch liberal war,
behaltung der Fürſten keinen entſcheidenden Wert legte.
Die Sozis jedoch vermeinen, mit ſolchem Kompromiß ließe
ſich nicht viel Staat machen und der Staat ſolle daher

daß man erſt den
er Ablehnung ver

woraus folgt,
Volksentſcheid verſuchen und nach ſein

ten. Die Fürſtenabfindun

S Verklag:

nicht deutlicher, und ſo verpuffte der Eindruck der Streſe
mannſchen Darlegungen

es vorwärts. Nicht

Sonntag zum Montag läutete zum erſten Male die neue
deutſche Glocke am Kölner Dom
Lande hinaus, daß dort die Zwangsherrſchaft der Frem

Auf den Bergen am Ufer loderten die
Freudenfeuer auf. Bis hinunter ſcholl es, wo noch immer
der unſelige Friedensvertrag deutſche
Auf ihrem Felſen lauſchte die Lorelei dem Deutſchland

und verkündete in

Freiheit been

dort verboten war. Wenn in ni
ganze Rhein durch freie Lande ſtrömt,

zwar nicht mit ihrem Singen getan, aber
ſie wird es dankbar begrüßen. Oft genug ſah ſie zu
Füßen fremde Flaggen im Winde wehen.

mütz zur Schmach und zur Mar
geführt. Der deutſche Liberalismus machte die Schande
weg. Auf den Feldern von Leipzig und Bellealliance, und
er gründete das Deutſche Reich, er wahrte ihm ſeine Ein

en berſtürmet Ses Zuſammenbruches

affenlos über die Mächte der
kerhaſſes in dem kleinen Teſſin
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Schriftleitung:

nur in derdeutſchen Politik beginnt Frühlingserwachen. Die inter
nationale Politik zeigt erſte zarte Keime, die man freilich
och gegen Froſt ängſtlich ſchützen muß. Jn der Nacht vom

ihren
Schuld der

ebenſo oft erſchienen dann die Be
e, ſondern Kinder des

Die Reaktion hat uns nach Jena

Führer der Volkspartei,
Wirtſchaftspartei zum erſten

ammenſetzte. Mit Recht rief Koch
er ſähe nicht ein,

Deutſchland mitten durch den Liberalismus gehen müſſe,
mit Recht nahm Streſemann für den deutſchen Liberalis
mus, der ja auch der deutſche Jdealismus iſt, das Ver

chland aus tieſſter Schmach zur
aus der Zerriſſenheit zur Einheit emporgeleit

zu haben. Den Männern Paulskirche legte er friſchen
Lorbeer auf die eingefallenen Gräber. And Drewitz von

bekannte ſich zum freien deutſchen
Volksſtaat. Dieſe Kundgebung hat im ganzen Reiche ju
belndes Echo bei den Freunden und baſſes Erſtaunen bei
den Gegnern gefunden. Rückt die Mitte
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Abwertung der Völkiſchen Miniſterverſicherung
che Liberalismus Friſcher Lorbeer für die Paulskirche Noblesse oblige

Die geſicherte Staatsſicherheit Gewiſſenskonflikte deutſchnattongaler Beamte.

Gute Gründe juriſtiſcher Art würden ſich vielleicht
gefunden haben, denn ſonſt hätte die Staatsanwaltſchaft
nicht einen von ihnen gleich wieder verhaftet und in der
Urteilsbegründung leuchtet nicht gerade ihre Anſchuld
blendend weiß hervor. Aber in der Dunkelheit kommen
ja Farben ſelten zum Vorſchein und das Zimmer im Ge
richtsgebäude lag offenbar ſchlecht, die Fenſter waren nicht
groß genug, die Türen aber leider verſchloſſen, obwohl
Reichskabinett und Preußen gerne den Riegel geöffnet
hätten.

Die Anabhängigkeit unſerer Richter in Ehren, aber
über die Gefährdung der Staatsſicherheit ſollten ſie nicht
alleine entſcheiden. Unſere unmaßgebliche Meinung geht
dahin, daß StreſemannGeßler und Braun eigentlich das
auch leidlich zu beurteilen verſtänden. Jm übrigen aber
ſtimmen wir dem Gericht zu, die Staatsſicherheit kann gar
nicht genügend bvefeſtigt werden, auch wenn wir ſie nicht
ſonderlich bedroht halten. Höchſtens würde ſie durch Ver
waltung und Rechtſprechung gefährdet. Die neuen Män
ner im Amte werden ja mit friſchen Kräften an das Werk

gehen und hoffentlich viele aus Gewiſſenskonflikte befreien
die dauernd zwiſchen der Treue zur Penſtonskaſſe und der
Treue zu ihrer antirepublikaniſchen Ueberzeugung hin und
herpendeln. Wer einmal in einem Gewiſſenskonflikt war,
weiß, wie er zerreibt, und man ſoll auch zu den Gegnern

an ſtändig ſein und ſte aus ſolchen ſeeliſchen Röten beſreie

e Richard May.
Behenntnis des Reichsinnenminiſters Hr. Külz

zur Arbeit für die deutſche Repuhlit.

Eine Erklärung bei der Amtsübernahme.

Der Reichsminiſter des Jnnern Dr. Külz nahm ge
legentlich der Vorſtellung der Beamtenſchaft ſeines Reſſorts
in Erwiderung der Begrüßungsrede des Staatsſekretärs
Zweigert Gelegenheit zu nachſtehenden bedeutſamen Er
klärungen:

Jch komme zu Jhnen, ſo führte u. a. Dr. Külz aus,
als politiſcher und parlamentariſcher Mi
miſter, aber ich hoffe, daß die Zeit nicht fern ſein wird,
zu der Sie in mir auch den Fachminiſter erkennen
werden. Erwarten Sie von mir im gegenwärtigen Augen
blick keine programmatiſchen Ausführungen. Jch halte es
für außerordentlich wohlfeil, bei Uebernahme eines neuen
Amkes mit tönenden Worten von dem zu reden, was man
ſich vornimmt und es der Zukunft zu überlaſſen, was man
davon halten kann oder will. Jch habe nicht das Bedürf
nis, als ein Mann der unerfüllten Verſprechun
gen in dieſem Amte zu weilen, ſondern vielmehr als ein
Mann der un verſprochenen Erfüllungen
meiner Pflichten, die das Amt mir auferlegt. Jn dieſer
Beziehung haben wir ein gemeinſames ſehr kurzes und
klares Programm, und zwar das der ernſten ſachlichen

ß Arbeit in Erfüllung der Pflicht, die jedem Einzelnen an
ſeiner Stelle auferlegt iſt. Ein Reichsminiſterium iſt ein
vielgeſtaltiger Organismus mit kompliziertem Räderwerk.
Wenn nicht alle Räder in dieſem Werk ineinandergreifen,
dann gibt es Hemmungen, Reibungen, Störungen, Leer
lauf. Jch hoffe auf ein reibungsloſes Zuſammenarbeiten.

Ich bin mir vollkommen darüber klar, wie ſtark gerade
in unſerer miniſteriell wechſelvollen Zeit der Miniſter auf
werſtändnisvolle, von gegenſeitigem Vertrauen getragene
Mitarbeit ſeiner Beamten angewieſen iſt. Jch habe aus
meinen bisherigen Aemtern als wertvollſte Erinnerung
das Gefühl mit hinwegnehmen dürfen, daß mich mit der
Beamtenſchaft nicht nur dienſtliche, ſondern auch menſchlich
enge Beziehungen verbunden haben; ich hoffe, daß es in
dieſem Amte ebenſo ſein wird. Jedenfalls bitte ich Sie,
mich als Jhren erſten Mitarbeiter und Jhren Vertrauens
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Offenheit verdient
immer Anerkennung.

mann zu betrachten, der jede ehrliche Mitarbeit achten
wird, gleichviel ob ſie vom Staatsſekretär oder der jüngſten
Schreibkraft geleiſtet wird. Das Reichsminiſterium des
Jnnern im beſonderen iſt die Zentralſtelle alles

glücklich, was ſchon im

einleuchten und damit

keine Hexerei,
mörder und ſprach einigeon 75 000 Mann keine Rede wäre. Leider wurden ſie Hinrichtung erhoben hatt

Intereſſe ihrer Aeberlaſtung rat
ſam war. Dafür dürfen ſie ſich den politiſchen Prozeſſen
etwas ausgiebiger widmen, ſie dürfen in die Dunkel hin

manchen Marodeur entlarven. Lei
der aber meinte ein Berliner Gericht. Geſchwindigkeit ſei

fällte raſch 4 Todesurteile gegen Feme
frei, die eigentlich Anſpruch auf
en.

inner politiſchen und kulturellen Ge
ſchehens, ſoweit die Zuſtändigkeit des Reiches hierzu
gegeben iſt. Hierin liegt die ungeheuere ſtagtspolitiſche
Bedeutung dieſes Amtes Es iſt klar, daß der Beamten
körper eines ſolchen Amtes von der ri chtigen Staats
geſün mung erfüllt ſein muß. Staatsgeſinnung iſt nicht
notwendig identiſch mit Parteigeſinnung. Die durch die
Verfaſſung ſanktionierte re publikaniſche Staats
ordnung gibt unſerer ſtaatspolitiſchen Einſtellung Jn



halt und Ziel. Dem Staat, d. h. der deutſchen Re
publik zu dienen, iſt ſelbſtverſtändliche Pflicht
jedes Beamten der Republik, insbeſondere derer,
die das Glück und die hohe Verantwortung haben, in
einer Lebenszentrale dieſes republikaniſchen Staates ihre
Kräfte für das Wohl des deutſchen Volkes einzuſetzen.
Das ſind lapidare Notwendigkeiten, an de
nen ich feſthalten werde, ſo ſehr mir jede partei
politiſche Einſeitigkeit und Unduldſamkeit fernliegt, und
ich hoffe, daß alle Beamten, die das Bedürfnis haben, ſich
politiſch zu betätigen, dabei nicht nur die Grenzen er
kennen werden, die dienſtlicher und perſönlicher Takt zie
hen, ſondern vor allem auch die Grenzen einhalten, die die
Rückſicht auf das Staatswohl gebietet. Möge man dereinſt
von unſerer gemeinſamen Arbeit ſagen können ſie iſt für
Volk und Vaterland nicht umſonſt geweſen

Amtliche Verhöhnung der Republiß.
Wo iſt der preußiſche Juſtizminiſter?

Man ſchreibt uns:
Die Landtagsfraktion der Deutſchen Demokra-

iſſchen Partei hatte eine Kleine Anfrage eingebracht,
weil bei der Verfaſſungsfeier am 11. Auguſt 1925 in
Löwenberg in Schleſien der Amtsgerichtsrat Müller
im braunen Anzug und mit dem Abzeichen des Jung-
deutſchen Ordens erſchienen war, worin die Landtags
fraktion der DDP. eine Verhöhnung der werfaſſungs
mäßigen Staatsform erblickte. Der Preußiſche Juſtig
miniſter, unterzeichnet durch den Staatsſekretär Fritze,
hat auf die Kleine Anfrage folgende bezeichnende Ant
wort gegeben:

„Nach dem durch Runderlaß des Finanzminiſters
vom 15. Juli mitgeteilten Beſchluß des Staatsminiſte
riums iſt den Beamten das Tragen außeramtlicher
Abzeichen jeder Art und Form während des Dienſtes
allgemein verboten. Da die Teilnahme des Amts
gerichtsrats Müller in Löwenberg an der Verfaſſungs
feier niht als unter dieſen Beſchluß fallend zu er
achten iſt, liegt zu Maßnahmen im Dienſtaufſichtswege
keine Veranlaſſung vor.

Die angeſtellten Ermittlungen haben keinen An
hält für die Annahme einer beabſichtigten Verhöhnung
der verfaſſungsmäßigen Staatsform ergeben. Der
Fall, in dem der Herr Miniſter für Wiſſenſchaft,
Kunſt und Volksbildung eingeſchrikten iſt, lag we
ſentlich anders.“
Nach Auffaſſung des Herrn Juſtizminiſters ſcheint

alſo die amtlich angeordnete Verſaſſungsfeier für die Be
amtken der Juſtizverwaltung eine private Veranſtaltung
zu ſein. Wenn es keine Verhöhnung der Staatsform iſt,
daß ein Beamter mit dem Jungdo Abzeichen zur Feier
der Verfaſſung der deutſchen Republik kommt, dann möchte
man wiſſen, was der Juſtizminiſter als Verhöhnung anſieht. Vielleicht iſt er auch noch der Anſicht, daß ein Be

chwarzweißroten Abzeichen und mit dem
fikn u der amtlichen Verfaſſüngsfeier erſcheinen

darf. Wie lange will man ſich eine ſolche Auffaſſung im
Preußiſchen Juſtizminiſterium noch gefallen laſſen? Die
Zuſtände in der Juſtiz ſind ſchon lange derart, daß Preu

en endlich einen wirklichen Juſtizminiſter haben und daß
im Juſtizminiſterium eine grundlegende Perſonal-
verän derung in den leitenden Stellen eintreten muß.
Ein Stagatsſekretär, der es wagt, eine ſolche Antwort dem
Landtag zu erteilen, ſollte in der Republik unmöglich
ſein.

Hugenberg für die Dikratur!
Alarmrufe in der „Wipro“.

Der „Demokratiſche Zeitungsdienſt“ ſchreibt: Herr
Hugenberg wittert Morgenluft. Durch die Aufſatzreihe des

Berliner Lokalanzeigers, „Die Auszehrung Deutſchlands“,
ließ er den Boden vorbereiten. Nach dieſer Vorbereitung
bläſt er jetzt zum Sturm und zwar läßt er was über
aus bezeichnend iſt die erſten Sturmſignale in der
WiproKorreſpondenz ertönen, alſo in jener Korreſpon
denz, mit der Hugenberg die Provinzpreſſe verſeucht. Am
26. Januar erſchien in dieſer Korreſpondenz ein Aufſatz mit
der Ueberſchrift „Die Revolution marſchiert“. Nachdem
in dieſem Aufſatz u. a. gegen den Führer des Jungdo
Klage geführt worden iſt, wird mitgeteilt, daß auch der
Führer eines anderen vaterländiſchen Verbandes ſich zu
der LocarnoPolitik Dr. Streſemanns bekannt habe, wo

bei Dr. Streſemann das Wort geprägt haben ſoll „Den
Mann in Deutſchland möchte ich ſehen, den ich nicht über
reden könnte.“

Der Schlußſatz dieſes Alarmrufes aber, der beſonders
kennzeichnend iſt, lautet: „Die nationale Bewegung darf
gegenüber der Revolution nicht einſchlafen, muß ein wach
ſames Auge haben und gerüſtet ſein. Der Revolution wird

nur durch die Diktatur entgegengetreten werden können,
S nicht durch eine Diktatur Marx oder Wirth oder durch
eine aus dem Parlamente heraus geſchaffene Diktatur

ſondern einzig und allein durch einen Diktator,
der nationalen Bewegung kommt, wie Muſſolini in Jta
lien, Ordnung in Deutſchland ſchafft und vielleicht dann
ſpäter das deutſche Volk der nationalen Freiheit entgegen
führt. Die Zeiten ſind ernſt. Die Revolution marſchiert.

Die nationale Bewegung muß daher kampfbereit ſein.
Der demokratiſche Reichstagsabgeordnete Theodor

Heuß hat in ſeiner Reichstagsrede von der Reihe der miß
glückten Bonapartes geſprochen. Jſt die Reihe immer
noch nicht lang genug? Hat die Gehäſſigkeit gegen Streſe
mann und das neue Deutſchland Herrn Hugenberg ſo
blind gemacht, daß er für den Mann ſchwärmt, der einen
erbitterten Feldzug gegen das Deutſchtum in Südtirol
führen läßt Hugenberg will die Diktatur, wohlgemerkt,
eine Diktatur in ſeinem Sinne. Hugenberg ſucht einen
Deutſchen Muſſolini. Gefällige Anfragen ſind an das
Scherlhaus, Berlin, zu richten. Ausweis über politiſche
Rechtsgläubigkeit und Zeugnis über Blutsprobe iſt dem
Geſuch beizufügen.

Schirmann, Stein und Aſchenkampff werden

der aus

er Berliner enzerz re Deren
Das Urteil im „Feinemord“Prozeß. Die Angeklagten

wegen ge
meinſamen Mordes zum Tode verurteilt Der Angeklagte
Benn wird wegen Anſtiftung zum Morde zum Tode ver
urteilt. Der Angeklagte Schmidt wird wegen Beihilfe zu
einer Strafe von 3 Jahren Zuchthaus verurteilt, auf die
4 Monate Unterſuchungshaft angerechnet werden. Der
Angeklagte Stetzelberg wird nach S 139 StrGB. zu neun
Monaten Gefängnis verurteilt, auf die 4 Monate Anter
ſuchungshaft angerechnet werden. Die Angeklagten Gut
knecht, v. Senden, Meder, Zeitler und Snethlage werden
freigeſprochen. Die Koſten werden der Staatskaſſe auf
erlegt. Das Arteil ſolgt, ſoweit Todesſtrafen ausge
ſprochen ſind, dem Antrage des Stagtsanwalts. Bei den
übrigen Angeklagten iſt das Gericht zum Teil ſehr weſent
lichen Milderungen zum Teil, entgegen dem Antrage des
Anklägers, zu Freiſprechungen gekommen.

Das Verhalten des Berliner Schwurgerichts mit
bezug auf die Ausſchließung der Oeffentlichkeit im Feme-
mordprozeß wird immer rätſelhafter. Wie jetzt von den
zuſtändigen amtlichen Stellen mitgeteilt wird, haben über
die Frage, ob die Regierung im Stagatsintereſſe den Aus
ſchluß der Oeffentlichkeit bei der Staatsanwaltſchaft be
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antragen ſolle, Verhandlungen zwiſchen den beteiligten
preußiſchen und Reichsminiſterien ſtattgefunden. Dieſe
für die Wahrnehmung der polttiſchen, insbeſondere auch
außenpolitiſchen Jntereſſen des Reiches zuſtändigen Stellen
ſind ſich dahin ſchlüſſig geworden, daß ein Ausſchluß der
Oeffentlichkeit in dieſem Prozeß nicht erforderlich ſei und
die preußiſche Regierung hat ſich dem Gericht gegenüberzur Abgabe eines Gutachtens übel dieſe Frage bereit er
klärt. Das Gericht hat auf dieſes Gutachten verzichtet,
und im Gegenſatz zum Antrag des Staatsanwalts dem
Verlangen der Verteidiger nach Ausſchluß der Oeffentlich
keit entſprochen. Dieſe Anmaßung desGerichts, die Staats
intereſſen beſſer beurteilen zu können, als die für ihre
Wahrnehmung zuſtändigen Behörden, wäre wohl im alten
Deutſchland nicht möglich und fordert zur ſchärfſten
Kritik heraus.

e e
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Hugenbergs ſchlechtes Gedächtnis. Auf dem Parteitag
der weſtfäliſchen Deutſchnationalen hat Dr. Hugenberg in

Abwehr von Angriffen aus den weſtfäliſchen Kreiſen der
Deutſchen Volkspartei erklärt:

„Jch habe mit Herrn Dr. Streſemann nie andere
Berührungspunkte oder Gegenſätzlichkeiten gehabt als
ſachlich politiſch. Der mir in der Preſſe nachgeſagte per
ſönliche Haß gegen Herrn Streſemann beſteht nur in der
Einbildung derjenigen, die darüber ſchreiben, ohne et
was davon zu wiſſen. Jch habe nur in ſachlicher Be
ziehung mein Recht der Kritik gegen ihn ausgeübt.“

Das Erinnerungsvermögen des Reichstagsabgeord
neten Dr. Hugenberg ſcheint doch ſehr geſchwächt zu ſein.
Es gilt in den eingeweihten Kreiſen ganz allgemein als
Tatſache (und wird in Weſtfalen ja beſonders gut bekannt
ſein), daß das Ausſcheiden Dr. Hugenbergs von ſeinem
Poſten als Vorſitzender des Direktoriums der Krupp
Aktiengeſellſchaft nach einer Anterredung des Herrn Krupp
v. Bohlen mit dem Abgeordneten Streſemann erfolgt iſt.
Die Erinnerung an dieſen Zuſammenhang mag bei Dr.
Hugenberg geſchwunden ſein. Aber ſein Haß gegen Streſe
mann iſt geblieben. Ein Haß von ähnlicher Art, wie er

ihn auch gegenüber der Preußiſchen Regierung zum Aus
druck gebracht hat, die die verkrachte Landbank, an deren
Spitze Hugenberg ſteht, nicht mit Staatsgeldern ſanieren
wollte. Dabei ſcheint gerade in dieſem Falle im übrigen
auch der Abgeordnete Hugenberg das Gedächtnis dafür ver
loren zu haben, daß er und ſeine Freunde um ähnlicher
Dinge willen den Barmatſkandal entfeſſelt haben.

Zur Reform des Reichstagswahlrechts.
lungen über die geplante Reform des Reichstagswahlrechts
werden von unterrichteter Seite dahin ergänzt, daß der
Reformplan nach Möglichkeit die Einführung der Per
ſönlichkeitswäahl, die Ausſchaltung von Splitterpar-
keien und die Erziehung möglichſt klarer Mehrheitsver-
hältniſſe anſtrebt. Der Grundſatz der Verhältniswahl
ſoll beſtehen bleiben, dagegen ſoll eine beſſere und zweck
mäßigere Verrechnung der Reſtſtimmen erfolgen. Eine
Verkleinerung der Wahlkreiſe wird daher auf jeden Fall
notwendig werden und zwar gehen die Pläne, ſoweit ſie bis
jetzt erörtert wurden, dahin, etwa 1566 Wahlkreiſe zu
ſchaffen. Es iſt nicht vorgeſehen, eine Verringerung der
Abgeordnetenmandate in der Weiſe vorzunehmen, daß von
vornherein eine beſtimmte Zahl von Abgeordneten feſtge
ſetzt wird. Doch wird das vorgeſchlagene Syſtem die Ten
denz zur Verringerung der Abgeordnetenmandate ſelbſt
enthalten. Bei einer etwaigen Heraufſetzung des Wahlal
ters von 20 auf 21 Jahre würden ſchon etwa 20 Abgeord
nete weniger gewählt werden. Die deutſchnationalen
Wünſche auf Heraufſetzung des Wahlalters auf 25 Jahre
dürften keine Berückſichtigung finden, die Heraufſetzung
des Wahlalters auf 21 Jahre iſt ſchon aus dem Grunde
gexechtfertigt, weil im Privatrecht die Volljährigkeit auf
21 Jahre feſtgeſetzt iſt und es daher geboten erſcheint,
eine Kongruenz mit dem öffentlichen Recht herbeizuführen.
Nach den bisherigen Berechnngen ſollen etwa 70 000

Stimmen für die Erreichung eines Mandates notwen-
dig ſein. Das würde eine Geſamtzahl von etwa 390 Ab-
geordneten ergeben, während der jetzige Reichstag 493
Abgeordnete zählt. Erſatzwahlen und Stichwahlen dürf
ten auch durch das neue Reichstagswahlgeſetz nicht einge
führt werden. Wie von unterrichteter Seite betont wird,
handelt es ſich zur Zeit immer noch um unverbindliche
Pläne, da eine endgültige Vorlage noch nicht vorliegt. An
geſichts der unſicheren politiſchen Lage wird jedoch die Ein
bringung der neuen Wahlvorlage mit größter Beſchleuni
gung erfolgen.

Die Kleinbauern beim Reichsfinanzminiſter Ver
treter des Reichsverbandes land wirtſchaftlicher Klein und
Mittelbetriebe und des Deutſchen Bauernbundes wurden

Henklaſſen ſei in erheblichem Maße zur
herangezogen worden, während die Großgrundbeſitzer mit
Hilfe der Buchführung zum großen Teil von der Einkom
menſteuner befreit ſeien. Es wurde dringend um raſche Ab
ſtellung dieſer Mißſtände gebeten, die beſonders durch die
Arbeitszuſchläge (Haushaltsbeſteuerung) und die unge
recht hohen Durchſchnittsſätze entſtanden ſind. Die Ver
bände unterbreiteten eine Anzahl von Verbeſſerungspor
ſchlägen. Der Reichsfinanzminiſter ſagte bereitwillig Prü
fung der Beſchwerden und der Vorſchläge zu. Außerdem
haben die gleichen Verbände ſich an den Reichsfinanzminiſter
mit der Bitte gewandt, das von ihm bisher als ſächſiſcher
Finanzminiſter gezeigte lebhafte Jntereſſe und Wohl
wollen für die Durchführung der land wirtſchaftlichen Sied
lung auch in Zukunft zu zeigen. Jm beſonderen iſt der
Reichsfinanzminiſter gebeten worden, der Finanzierungs
frage, von der allein die praktiſche Förderung der Sied
lungsfrage abhängig iſt, ſeine Aufmerkſamkeit zuwenden
zu wollen.

ſes des Reichstages begründete der demokratiſche Abg.

Auswüchſe des Handels auf den Bahnhöfen an Feiertagen
und nach dem Eintritt des geſetzlichen Ladenſchluſes. Der
demokratiſche Redner konnte ſich bei der Forderung der
Beſeitigung dieſer Mißſtände, die ſich in wachſen den Maße
zu einer ſchweren Schädigung des geſamten gewerblichen
Mittelſtandes ausgewachſen und gegen die auch die Ver
bände der kaufmänniſchen Angeſtellten ſcharf Stellung ge
nommen haben, auf ein umfaſſendes Material ſtützen. Die
Vertreter der preußiſchen und ſächſiſchen Regierung ſetzten
ſich energiſch für den Antrag der Demokraten ein, der dann
auch die einmütige Zuſtimmung des Ausſchuſſes fand.

Hammer-Fritſch verurteilt. Von einem Hamburger
Gericht wurde in der Berufungsinſtanz der Herausgeber
der antiſemitiſchen Hetzſchrift „Hammer“, Fritſch, wegen
Verleumdung des Hamburger Bankiers Max Warburg zu
1000 Mark Geldſtrafe verurteilt. Fritſch hatte Warburg
in einem Artikel Der heimliche Kaiſer nachge
redet, zu eignem Nutzen und zum Schaden Deutſchlands
während des Krieges Geſchäfte mit dem feindlichen Aus
land gemacht zu haben. Das milde Arteil wird in der
Begründung mit Hinweis darauf gerechtfertigt, daß Fritſch
doch nicht von ſeiner einſeitigen antiſemitiſchen Einſtellung

für Deutſchlands Erneuerung ſchreibt zu dieſem Urteil
„Theodor Fritſch glänzend gerechtfertigt
Ach neel Wie ſeltſam. Der Angeklagte Antiſemiteriſch
wird zu 1000 Mark Geldſtrafe verurteilt, aber er hat
Recht. Gegen das ſehr milde Arteil iſt Berufung einge
legt worden.

Die Mittei

Demokratiſche Hilfe für den gewerblichen Mittelſtand
Jn der letzten Sitzung des volkswirtſchaftlichen Ausſchuß

Büll den Antrag ſeiner Fraktion auf Beſeitigung der

abzubringen iſt. Das Magdeburger völkiſche Weltblatt
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Die Deutſche Demokratiſche Partei an das Rheinland
Anläßlich der Befreiung der erſten Rheinlandzone hat die
Parteileitung der Deutſchen Demokratiſchen Partei an den

R Worſitzenden der rheiniſchen Demokraten, den Abgeordneten
Juſtihrat Falk in Köln das folgende Telegramm gerich-

et Am erſten Tage neugewonnener Freiheit begrüßt
die demokratiſche Parteileitung die Freunde, deren Treue

Die Mit und Ausdauer in ſchweren Jahren unſerer Befreiungs
en Mittel politik den Erfolg ermöglichte Unſere Arbeit gilt jetzt

hlrechts den Brüdern der noch beſetzten Zone, denen unſere Politik

ſt Erleichterung, nicht ſchon Freiheit brachte

Der Hauptkvorſtand der Deutſchen Demokratiſchen
Partei.
Erkelenz.Koch. Fiſcher

Die Not des Landvolkes. Niemand wird leugnen,
jaß die Landwirtſchaft einen großen Anteil an der ſchwe
en Wirtſchaftsnot hat übernehmen müſſen, die unſer

u eutſches Volk in dieſen ſchweren Zeiten bedrängt. Es
bird eine der wichtigſten Aufgaben der neuen Reichsre

en, daß von ſierung und der Länderregierungen ſein, der Landwirt
leten feſtge haft in ihrer Bedrängnis zu helfen und zu verhüten,
em die Ten ſaß dieſer ſo ungemein wichtige Teil dieſes Erwerbslebens
ndate ſelbſt auernden Schaden erleidet. Man kann es den Landwir
es Wahlal- en nicht verdenken, wenn ſie in ihrer Not einen kräftigen

Abgedrd on anſchlagen. Man wird aber doch ausſprechen müſ
hnationalen en, daß durch das Auftreten der Landbundführer, wie wir
W Jahre S jetzt wieder in Caſſel erleben müſſen, den wahren Inter
eraufſetung ſſen der Landwirtſchaft nicht gedient wird. Auch dort iſt
em Grunde Dieder der Verſuch gemacht worden, die Landwirte für
ſrigkeit auf eaktionäre politiſche Ziele zu gewinnen, die nur im In
m erſcheint, reſſe feudaler Großgrundbeſitzer liegen. Die Klagen
beizuführen ber unſer heutiges politiſches Syſtem ſind heuchleriſch
a 70 000 nd verlogen. Sie ſollen offenbar nur die Aufmerkſam
es nHotwen t der kleinen und mittleren Landwirte davon ablen
wa 390 Ab en, daß der Landbund und ſeine politiſche Vertretung,
chstag 49) ſie Deutſchnationale Volkspartei, im vergangenen Jahr
ahlen dürf der Reichsregierung ſaß und vollauf Gelegenheit hatte
nicht einge re angeblich ſo landwirtſchaftsfreundliche Politik durch
etont wird führen. Es iſt doch nachgerade eine Unerhörte Verfro
verbindliche enheit, wenn die Landbundführer ſich in Caſſel über die

bleiben. Dieſe Belaſtung

Die Penſionslaſt des Reiches. In der letzten Nummer
der „Hilfe“ wird die nachſtehende beachtenswerte Ueber
ſicht über die Penſionslaſt des Reiches veröffentlicht

Für Penſionen haben wir 1913 146 Millionen aus
gegeben, heute geben wir dafür 1400 Millionen aus. Vom
Penſionsetat entfallen allein auf die Militärverſorgung
trotz der unzureichenden Renten 1135 Millionen Mark
Dieſe Belaſtung wird zweifellos noch lange Zeit beſtehen

wird aber noch erſchwert durch
die Penſionen der Angehörigen der früheren Armee. Wir
müſſen an Penſionen bezahlen für die alte Wehrmacht:
9 Miniſter, 107 kommandierende Generale und Admirale,
358 Generalleutnants und Vizeadmirale, 958 General
majore und Konteradmirale, 1498 Oberſte und Kapitäne,
1385 Oberſtleutnants, 5720 Majore, 9514 Hauptleute und
Rittmeiſter, ſonſtige Offigiere 18 501. Das ſind allein die
Penſtonäre aus dem Reich der alten Armee Nun hat ein
Gerichtsurteil beſtimmt, daß den penſtonierten Offizieren
die Penſion der Stelle zukommt, die ſie hatten, nicht des
Dienſtgrades, den ſie bekleideten Die Reichswehr hat zur
zeit an Penſionären 4 Generale, 28 Generalleutnants,
52 Generalmajore, 134 Oberſten, 162 Oberſtleutnants, 207
Majore, 379 Hauptleute und 1152 ſonſtige Offiziere Jn
der allgemeinen Reichsverwaltung beziehen Wartegeld
21 Staatsſekretäre, davon allein 6 aus der Reichskanzlei,
15 Miniſterialdirektoren, 27 Präſidenten und Geſandten.
Die alte Armee ſtellt 3850 Wartegeldempfänger. Daß in
dieſen Stellen ein Wechſel ſtattfindet, liegt am parlamen
tariſchen Syſtem. Aber es iſt zweifellos nicht zu verſtehen,
daß Leute, die vielleicht zwei Monte Staatsſekretär waren,
ihr ganzes Leben lang Wartegeld beziehen. Eine andere

rliegt, An- eutige Steuer Wirtſchafts und Handelspolitik bekla
och die Ein en, wo doch jedermann wetiß, daß dieſe Politik von den
Beſchleuni- eutſchnationalen Miniſtern Schlieben und Neuhaus ge

acht worden iſt. Was ſoll man dazu ſagen, wenn Graf
ſalckreuth die Landwirtſchaft davor varnte, keine neuen

t. Ve ſechſelverbindlichkeiten einzugehen. Dieſe allerdings ſehr
Klein n otwendige Warnng vor dem Querſchreiben hätte der

und andbund nur etwas früher ausſprechen ſollen. Wenn
zute die Landwirtſchaft mehr als nötig unter der Wirt

ar reiſe leivet, ſo ſollten die Landbundführer, ſtatt die
re erung und die heute hinter ihr ſtehenden Parteien

die Wo ſchimpfen, lieber an ihre eigene Bruſt ſchlagen und

daß dieſes alles ihre eigene Schuld iſt. Recht
ch ſind auch die Ausfälle des Grafen Kalckreuth gegen

usführungen den Handwerkern
iche Handwerksfreundlichkeit desugen üb er die angeblverleſtun indbundes und der mit ihm verſchweſterten Deutſchnatio

beſter mit Worten
er Einkon

raſhe An Der Landbund braucht Subventionen. Der Schleſi
n Landbund, deſſen wirtſchaftliche Mißerfolge noch über

ie unge nd beſonders bei ſeinen Mitlgliedern, in böſer Erinung ſind, klagt ſeit einiger Zeit bitter über die Säumig

mit der beſonders die bäuerlichen Mitglieder ihre
äge zahlen. Da aber unbedingt Geld für die überpar

che Arbeit des deutſchnationalen Landbundes erfor
rlich iſt, hat jetzt der Oberſchleſiſche Landbund einen An
ig an den Oberſchleſiſchen Provinziallandtag gerichtet,
in aus Mitteln der Provinz 60 000 Mark zu bewilligen,
wie es in der Begründung heißt, die Erhaltung der

ten ſt der ndbundorganiſation im öffentlichen Jntereſſe liegt. Die
nzierun Niverſrorenheit dieſes Antrages, der natürlich mit gro
der Gied c Mehrheit abgelehnt wurde, iſt wirklich herzerfriſchend.
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8 emokratiſche Partei und Mieterſchutz. Bei der Be
kung des MieterſchutzGeſetzesKtelſtand gab der demokratiſche ausgeſetzt hatte. t v ehe en v imfietelen. n i des Reichstages folgende Er Stagatshaushalt entde te, und ihn ſtrich, fand ſich eineAusſchuß n e e e furiſtiſche Fakultät, die einen Vergleich auf 40 000 Gulden

iſhe Die Deutſche Demokratiſche Reichstagsfraktion hält bewirkte. Di eſe 40000 Gulden wurden kapita
igun gegenwärtigen Augenblick aus wirtſchaftlichen und ſo liſiert und ſy wurden 3900 Hektar ſchönſter
gert len Gründen eine Aufhebung des Mieterſchutzes noch Gothaer Wal dungen als Ernſt Albert

uſes ch t für möglich. Solange der auch jetzt noch vorhandene Fideikommiß Privatei gentum des Fürſten.
ringe geheure Fehlbedarf an Wohnungen nicht beſeitigt iſt und Der deutſchnationale thüringiſche Finanzminiſter Dr.
dem Nu ange die Frage der Mietzinsentwicklung ein noch im Klüchtzner hat das im übrigen als über jede Anfechtung
werben len Fluß befindliches Problem iſt, ſolange bedarf die erhaben ganz in Ordnung gefunden. Aehnlich ſteht es
die V itſche Mieterſchaft eines wirkſamen Schutzes gegen die mit dem ſogenannten Lichtenberger Fideikommiß das der
ellung ſonſt einſtellenden ſchweren Anzuträglichkeiten. An Coburger ſich für die 62 Millionen ka ufte, für die
ten. 2 id der bisherigen Erfahrungen, welche uns die Praxis er das ihm vom Wiener Kongreß gegebene Fürſtentum
ing ſehen Mieterſchutzes gegeben hat, wird ſich die Fraktion an Lichtenberg mit allen „Seelen“ an Preußen verkauft hatte
der dan ſorgfältigen Prüfung der Frage beteiligen, ob Härten, dieſes Fürſtentum hatte er aber für die von den Landes
fand ſich aus der Handhabung des Mieterſchutzes für den bewohnern durch die napoleoniſchen Durchzüge erlittenen

lsbeſitz ergeben haben, beſeitigt werden müſſen, und ob

J otkott drohte. t Können eingeführt werden e
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ſpricht am Donnerstag, den 18. Februar,
abends 8 Uhr im oberen Thaliaſaal

in unſerer

MitgliederBerfammung.
Wir bitten alle Mitglieder, ſchon jetzt für

den Beſuch dieſer Verſammlung zu werben Güſte

Penſionslaſt des Reiches. Dazu kommen die ſchweren Pen
ſtonslaſten der Länder und Gemeinden

tiſchen Verſammlung in Eiſenach gab der demokratiſche
Abg. Staatsrat Profeſſor Dr. Krü ger weitere Ein
zelheiten über die Forderungen der Coburger Fürſten
bekannt.
der als Wüſt ling
von CoburgGotha entgegen einem Teſtament des früheren
Fürſten willkür lich eine Rente von 50 000 Gul den

Kriegsſchäden erhalten.

Privatvermögen durch die Jnflation hin,
die ſchwarzburgiſchen Prinzeſſinnen 120000 Gold mark
auszahlen laſſen, um damit gegen das Land Thüringen zu
proteſtieren, damit ihre übertriebenen Aufwertungsforde
rungen anerkannt werden.
zuſammengeſchloſſene Land Thüringen jetzt durch ſeine
25 Fürſtenprozeſſe zur Strecke gebracht würde, ſo
wäre das ein Haupterfolg der Reaktion.
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h

Wohlgemerkt: Hier handelt es ſich nur um die

Die Forderungen der Coburger. Bei einer demokra

Profeſſor Krüger wies u. g. darauf hin, daß ſich
in ganz Europa verruſene Herzog

Profeſſor Krüger wies weiter auf die Entwertung der
während ſich

Wenn das zu einer Einheit

amburge gewiſſen Gebieten der öffentlichen Raumbewirtſchaf
rausgebe! Ng eine Lockerung des bisherigen Verfahrens zu verant

h wege Irten iſt. Wie der Hausbeſitzer in ſeiner Wirtſchafts

atburg en Wer einen Groſchen ſpart,
al

atſchlan hat zwei verdient!

hen hdein d Rechtsſphäre gegen wirklich bös willige Mieter
ch geiſf hützt werden muß, ſo muß die Geſamtheit der Mieter
inſtelun Uft die Gewähr haben, daß ſie bei den gegenwärtig noch
Welblet ig unnormalen Verhältniſſen im Wohnungweſen nicht
n Urke los gelaſſen wird. Die Fraktion wird ſich in dem
tig ſchuß bemühen, an dem Zuſtandekommen ber a u ch v a
enitern Geſetzesvorſchriften mitzuarbeiten. Jhre endgültige

llngnahme behält ſie ſich vor, bis das Ergebnis der

det
Hannoverſchen Provinziallandtag
verdient das Heiterkeit auslöſende Wort eines Vertreters
der Rechten feſtgehalten zu werden.

Hört ihr Vetrogenen! Das Berliner Tageblatt“ nel

Aus der Ausſprache

Dieſer ſagte „Jchſchüßberatungen vorliegt. werſtehe nicht, weshalb die Kommuniſten eine Dame als

worden.

le, Königsberg,

Maitreſſe bezeichnen, die das
Mecklenburg etwas verſüßt hat. Eine kleine Freundin

brauchten auch die „hohen Herren“,
der Stagt den Anterhalt

Eine Stim

wenngleich hinterher
zu übernehmen hat.

me politiſcher Vernunſt. Gegenüber den
maßloſen Gehäſſigkeiten der Rechtspreſſe verdient die Dar
ſtellung derRationalliberalen Correſpondenz beſondere Be
achtung, in der es heißt Daß der Beſchluß der Demokra
ten, ſich an der Kabinettbildung zu beteiligen, durch die
beſondere Befürworkung des
rers, Reichsminiſter a. D.
zeugt von der
tiſchen Führers
gen, daß ſie vor
nöch in weiten
Zentraliſierung

demokratiſchen Parteifüh
Koch, zuſtande gekommen iſt,

ſtaatspolitiſchen Auffaſſung des demokra
Bei ſeiner Denkſchrift iſt zu berückſichti

Kreiſen des deutſchen Volkes eine ſtärkere
für möglich hielt. Die Gedanken dieſer

Denkſchrift fanden damals weit über den Rahmen der de
mokratiſchen Partei hinaus auch in ausgeſprochenen Rechts
kreiſen „Anklang“.

Ein deutſchnationaler Parteiſekretär verhaftet
Sekretär der Pforzheimer Ortsgruppe der Deutſchnationg

Volkspartei,len

mann, wurde

w

Der

„Schriftſteller“ Alfred Strie pel-
von der Kriminalpoligei verhaftet, weil

er im dringenden Verdacht ſteht, eine Anzahl Betrügereien,
Anterſchlagungen und Rechnungsfälſchungen begangen zu
haben. Auch die Deutſchnationale
den Geſchädigten.
Gelegenheiten die Republik und Demokratte beſchimpft;
und war die „Größe“
baden. Nun ſitzt
dinen und kann

Volkspartei gehört zu
Striepelmann hat bei allen paſſenden

der Deutſchnationalen in Mittel
dieſe Leuchte hinter den ſchwediſchen Gar
darüber nachdenken, ob er ein Vorbild

für die deutſchnationale Reinigung des öffentlichen Le
bens war.

Errichtung arbeitsrechtlicher Lehrſtühle. Die drei gro
ßen ArbeitnehmerSpitzenorganiſationen ſind an die Mi
niſterien des Reiches und der Länder mit dem Erſuchen her
Angetreten, an den geeigneten größeren Univerſitäten eige
ne Lehrſtühle für das Arbeitsrecht zu errichten
iſt die Einrichtung arbeitsrechtlicher Semingare gefordert

Nach dem Vorſchlag der Gewerkſchaften ſollen
ordentliche Profeſſuren für die Anverſitäten Breslau, Hal

Köln, Münſter, Frankfurt a. M., München,
Leipzig Tübingen, Heidelberg, Jena und Gießen errichtet
werden.

Außerdem

Vorort und Zonentarif und Wohnungsnot. Aus

wurde

ütragen.

Anlaß der Beratung des Etats des Reichsverkehrsmint
ſtertums
Reichstagsfraktion
regierung erſucht worden iſt, auf die Deutſche Reichsb
e ellſchaft hinzuwirken, durch Einführu g eines V

und Zonentarifes für Städte mit außerordentlich ung
ſtigen Wohnverhältniſſen zur Dezentraliſation der Bam W öähä e en a e e weiſe und damit

MMECMMDCRCCPhPrr
Art der Verſorgung muß Platz greifen. Dann haben wir
als Penſtionäre 5 Reichskanzler, 38 Miniſter, 6 Staats
ſekretäre, 12 Miniſterialdirektoren und 50 Präſidenten

eine Entſchließung der Demokratiſchen
angenommen der zufolge die Reichs

ch Einführung eines Vo

zur Beſeitigung der Wohnungsnot bei

Se
Demokratiſcher Antrag zur Arbeitsloſenverſicherung.

200 900 Angeſtellte arbeitslos.
des kaufmänniſ

Demokratiſche

Die demokratiſche Fraktion des Preußiſchen Landtags
hat nachfolgenden Antrag eingebracht Der Landtäg wolle
beſchließen, das Stagatsminiſterium
Reichsregierung dahin einzuwirken,
und Reichstag das Geſetz über die Arbeitsloſenverſicherung
baldigſt vorgelegt und verabſchiedet wird. Jn dieſe Ver
ſicherung ſind auch die in der Land Und Forſtwirtſchaft be
ſchäftigten Arbeitskräfte unter Berückſichtigung der Eigen
art dieſer Betriebe einzubeziehen.

a

zu erſuchen, auf die
daß dem Reichsrat

Die ungünſtige Lage
chen Stellenmarktes hat ſich nach den letz

ten Monatsberichten der Reichsſtellenvermittlung des Ge
werkſchaftsbundes der Angeſtellten noch verſchlechtert. Die
Zahl der Stellenlo
ſchritten haben.
weibliche kaufmänniſche Angeſtellte befinden. Die Schwie
rigkeiten, wieder eine kaufmänniſche
ſind in manchen Orten, ſelbſt für jüngere Kontorangeſtellte,
teilweiſe auch für Verkäufer, beſonders für verheiratete
und ältere, ſehr groß. Viele männliche und weibliche An
geſtellte haben ſich daher not gedrungen
eine andere Tätigkeit angenommen.

ſen im ganzen Reich dürfte 200 000 über
Anter ihnen werden ſich etwa 65 000

Stelle zu erhalten,

umgeſtellt und

Sozialpolitik. Bei der Beratung des
Etats des Reichsarbeitsminiſteriums wurde eine demo
kratiſche Entſchließung angenommen, die Reichsregierung
zu erſüchen, dem Reichstage einen Geſetzentwurf vorzu
legen, durch den das Angeſtelltenverſicherungsgeſetz dahin
gehend abgeändert wird, daß bei ſolchen
ihre Wartezeit abgekürzt haben, der als
eingezahlte Kapitalbetrag bei der Rentenfeſtſetzung ange
meſſen berückſichtigt wird.

Verſicherten, die
Prämienreſerve

Nach einer weiteren demokratiſchen Entſchließung, die
ebenfalls angenommen wurde, iſt
mächtigt worden, über die rückſtändigen Beträge zum Jn
ternationalen Arbe
ſtändigung herbeigzuführen, dabei aber mit allem Nach
druck auf die volle Gleichberechtigung Deutſchlands und die
Einführung der deutſchen Amtsſprache hinzuwirken.

53 x ne hüber die Kürſtenabfindungsdebatte im

die Reichsregierung er

itsamt in Genf mit dem Amt eine Ver

Verantwortlich für die Redaktion und den Verlag
Ludwig Mün z, Magdeburg.

Druck Buchdruckerei der Allgemeinen Zeitung, Delitzſch

Leben des Großherzogs von

Jahren geſchrieben worden iſt, als man
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des Preisabbaus.
h

abg. Bartſchat in einer

tiſchen Reichstagsfraktion vertreten hat.
Dr. Külz zum Schulproblem.t

Schulproblem folgende Antwort erteilt:
d. 130 „Die Stellungnahme der Reichsregierung iſt in der

Regierungserklärung des Reichskanzlers vom 26. Januar
130 klar gekennzeichnet. Der Reichskanzler hat hinſichtlich ſei
160 er kulturpolitiſchen Einſtellung in dieſer Erklärung Be
190 zug genommen auf ſeine am 19. Januar 1925 vor dem
150 Reichstag gemachten Ausführungen. Dieſe Ausführungen

150 zugänglich gemacht werden. Von der heranwachſenden
Jugend ſind Gefahren, die Körper und Seele bedrohen,

S wen den. e eheu Hinſichtlich der Schulpolitik hat der Reichskanzler er
u lärt, daß die Reichsregierung eine Löſung anſtreben wird
130 Unter Wahrung der in der Verfaſſung gewährleiſteten

i 220 Gewiſſensfreihei und unter Berückſichtigung der
930 ſElternrechte. Dieſer in der Regierungserklärung
230 M ulturpolttiſchen Einſtellung

Seutſchnationales Selbſtporträt.

130 Zur Mandatsniederlegung des

50 Nlawitz ſchreibt die Deutſche Tageszeitung“:

ünſeligenReichstag ſchon
Ausübung ſeines Mandates verlor

kennzeichnung der „unſeligen Parteiverhältniſſe“
Deutſchnationalen Volkspartei nichts hinzuzufügen.

leiſtete Hindenburg.“

u. a.
ſtieg ging man in das Jahr 1925.

ſchall. Aber dieſer erſte
Unſere Politik hat

ruſprecher mußte von dem größten unſerer Mitbürger

095 werden!“

Bohenes
Mägdeburg, den 5. Februar 1926.

hlättchens zu unſerem Artikel nichts erwidern;
deshalb die Methode

zweifellos die völkiſchen Führer ihren eigenen
glauben.

N man,
brauchen, als Anderthalbmann-Betrieb bezeichnet.

Pfrraln
anfiſeſeehrt

entſpricht dieſe Meldung nicht den Tatſachen
Flaggenfrage iſt für den Miniſter Dr. Külz wie für jeden

Republikaner im Sinne der Weimarer Verfaſſung erledigt.

Die Demokratiſche Partei und das Geſetz zur Förderung

Der Reichsminiſter des Jnnern Dr. Külz hat auf eine
Anfrage aus Elternkreiſen über ſeine Stellung zum

lauten wörtlich folgendermaßen Unſere auf chriſtlicher
150 Grundlage erwachſene Kultur muß vertieft und ihre Güter
190 müſſen in möglichſtem Amfange auch den Nichtbemittelten

gekennzeichnete Standpunkt deckt ſich reſtlos mit meiner

bisherigen deutſch
nationalen Reichstagsabg. Freiherr v. RichthofenBogus

„Die Tatſache
kommt nicht überraſchend. Freiherr von Richthofen fühlte
ſich in ſeinem Beſtreben nach ſachlicher Arbeit durch die

parteilichen Verhältniſſe
lange ſo beengt, daß er die Luſt an der

Da Freiherr von
Richthofen Mitglied der deutſchnationalen Reichstagsfrak

tion war, und da er nicht um der Linksparteien willen aus
dem Reichstage ausgeſchieden iſt, iſt der treffenden Selbſt

in der

„Die Unterſchrift, die Scheidemann verweigerte,

Nach einem Bericht der „Mündenſchen Nachrichten
nzeigel erklärte in einer Verſammlung der Jungdoführer Gramſch

„Voller Hoffnung auf einen neuen nationalen Auf
Das Frühjahr brachte

en erſten Sieg: die Präſidentſchaft des greiſen Feldmar
Sieg ſollte zugleich der letzte ſein.9 p den fürchterlichſten Abſchluß gebracht:

Die Unterſchrift, zu der ſich Scheidemann 1919 zu gut hielt
geleiſttet

Die Taten der völkiſchen Sittenrichter, die wir in
Nr. 2 unſeres Blattes gebrandmarkt haben, hat die „Elb-
Wwacht“ veranlaßt, nach 3 Wochen ſich mit unſerem Artikel
zu beſchäftigen. Sachlich kann die Redaktion des Skandal

ſie hat
des Witzes gewählt, um auf dieſe

Art unſere Angaben zu entkräften. Wirt müſſen geſtehen,
die Wett wer und Genoſſen beſitzen in der Tat eine
ſtarke Fantaſie, die um ſo bewunderungswerter iſt,

Schwindel
Das völkiſche Blättchen wird in der Druckerei

Oscar Schley in Magdeburg hergeſtellt. Ein Betrieb, den
um in der Arbeiterſprache einen Ausdruck zu ge

als

dieſem Rieſenbekrieb wird das große Weltblatt, die „Elb
wacht“, hergeſtellt, in einer Auflage, die ein ſechsjähriger
Schuljunge ſehr leicht feſtſtellen kann. Aber abgeſehen da

Aus Perlen u erreenDer Reichsminiſter des Jnnern und die Flaggenfrage.
Jn einigen Zeitungen iſt mitgeteilt worden, daß der

Reichsminiſter des Jnnern Dr. Külz eine Aenderung der
beſtehenden Beſtimmungen über die Reichsflagge vorbe
reite. Wie der Demokratiſche Zeitungsdienſt mitteilt,

Die

Der Vorſtand des Mittelſtandsausſchuſſes beim Haupt
vorſtand der Deutſchen Demokratiſchen Partei ſtellt ange
ſchts einer unwahren Propaganda feſt, daß die Geſetzes
vorlage zur Förderung des Preisabbaues gerade um ihrer

mittelſtandsfeindlichen Wirkungen willen von der Deut
ſchen Demokratiſchen Partei auf das energiſchſte bekämpft
worden iſt. Jnsbeſondere hat der demokratiſche Reichstags

Beſprechung mit dem
Reichskanzler und dem Reichswirtſchafts-
miniſter im Auftrage der Demokratiſchen Reichstags
fraktion dieſe Stellungnahme zum Ausdruck gebracht und
der Reichswirtſchaftsminiſter hat in einer erneuten Be
ſprechung die Ueberprüfung der Vorlage zugeſichert, deren
Durchführung nunmehr in gemeinſamer Arbeit mit den
Vertretern des Handwerks vorgenommen werden ſoll. Wir
verweiſen endlich noch auf die gründſätzliche Stellungnahme,
die der Reichstagsabgeordnete Dr. H e uß in der Plenar
ſitzung vom 27. Januar 1926 im Auftrag der Demokra

im

Halle
n

S

T

Bedenkliche 9

Mit einem neuen Kommunaliſterungsprojekt hatte
ſich heute die Stadtverordnetenverſammlung zu beſchäfti
gen Die Schaffung eines ſtädtiſchen Mono-
pols für das Reklameweſen. Offiziell tritt zwar
nach dem in der Sitzung gefaßten Beſchluß die Stadt nicht
als Unternehmerin auf. Es iſt eine G. m. b. H. ins Leben
gerufen worden, deren ſämtliche Anteile in den Händen

der Stadtverwaltung ſich befinden. Der an und für ſich
ſehr geſunde Gedanke des gemiſcht wirtſchaftlichen Betrie
hes, der ſich in der Praxis ſehr viel Freunde erworben hat,
wird durch dieſe Art der Gründung der G. m. b. H. ſo ver
wäſſert, daß ſich dieſer Geſchäftsbetrieb kaum von einem
reinen Verwaltungsbetrieb unterſcheiden wird laſſen.

Der Geſchäftsführer der G. m. b. H. wird offiziell kein
Beamter ſein; da er aber von der Stadt abhängig iſt, die
ja ſeine Arbeitgeberin iſt, iſt er in Wirklichkeit nichts an
deres als ein ſtädtiſcher Angeſtellter, wenn er auch nicht
unter die Tarifbeſtimmungen der ſtädtiſchen Angeſtellten
fällt

Wir haben ſchon eine ähnliche G. m. b. H. Die mittel
deutſche Ausſtellungsgeſellſchaft, deren ſämtliche Anteile
ſich ebenfalls im Beſitze der Stadt befinden. Bei unſerem
Rückblick auf das Ausſtellungsjahr 1925 in Nr. 3 der
Mitteldeutſchen Rundſchau vom verfloſſenen Jahr hatten
wir leider feſtſtellen müſſen, daß ein großer Teil der Er
ſolge der Ausſtellungen dieſer Geſellſchaft auf Koſten des
heimiſchen Gewerbes erzielt worden iſt. Wir fürchten, bei
der neuen Reklame G. m. b. H. wird es nicht viel anders
ſein. Dem Einfluß der Stadtverordnetenverſammlung iſt
die Geſchäftsgebahrung dieſer G. m. b. H. die faktiſch
nichts anderes ſind als Nebenzweige der ſtädtiſchen Ver
waltung, entzogen, da man ſie als ſelbſtändige Unter
nehmungen aufgezogen hat.

Der Grundgedanke, der zu den gemiſcht wirtſchaftlichen
Betrieben führte, ging doch davon aus, den Gemeinden
maßgebenden Einfluß auf Unternehmungen zu ſichern, an
deren Geſchäftsgebahrung und an deren Ausbau ſie inter
eſſtert iſt, die ſich aber infolge ihrer geſchäftlichen Eigenart
nicht in den Rahmen der ſtädtiſchen Selbſtverwaltung ein
fügen laſſen. Vor allen Dingen ſollte aber die Jnitiative
des Privatunternehmers dabei nicht ausgeſchaltet werden.
Dieſen Leitgedanken hat man bei der Gründung der Re

klameG. m. b. H. vollkommen außer Acht gelaſſen. So
zialdemokraten und Kommuniſten, die ſchärfſten Anhänger
der Kommunaliſterungsidee, waren ſelbſtverſtändlich für
den Magiſtratsvorſchlag. Auch die Völkiſchen und Rechts
parteiler ſtimmten in Verkennung der Gefahr, die dem
freien Gewerbe aus dieſer Gründung drohte, dafür. Nur
Stadtv. Schüler machte Bedenken geltend, und ſuchte zu
retten, was zu retten war, indem er die Anterſtellung der
ReklameG. m. b. H. unter die Leitung des Wirtſchafts
amtes forderte, um ſo der Stadtverordnetenverſammlung
einen indirekten Einfluß auf die Geſchäftsgebahrung der
Geſellſchaft zu ſichern.

Erwerbsloſendebatten gehören ſern einiger
Zeit zu den ſtändig wiederkehrenden Erſcheinungen in den
Stadtverordnetenſihungen. Durch das viele Gerede wird
aber den Erwerbsloſen nicht geholfen. Diesmal handelte
es ſich darum, die Aufnahme von Darlehen zu
genehmigen, die zur Finanzierung des Notſtands
programms der Stadt notwendig ſind. Die Forderung des
Magiſtrats fand nirgends Widerſpruch. Zwecklos iſt es,
ſich mit den kommuniſtiſchen Anträgen zu beſchäftigen, die

lediglich aus Propagandarückſichten Forderungen enthiel
ten, deren Unerfüllbarkeit ſelbſt die intimſten Feinde der
Antragſteller, die Sozialdemokraten, ihnen auseinander
ſetzten. So bewies ihnen Stadtv. Ba ch, daß ein Verbot
gegen die Stillegung von Betrieben ſo

e

von, wollen wir den völkiſchen Leſern den Glauben an ihr
Weltblatt mit der Rieſenauflage nicht nehmen.

e T e
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Streiflichter aus de Stadtverordnetenverſammlung.
Nonvopolbeſtrebungen der Stadt. Die Politik des Eigennutzes und ihre Folgen

Gewäaltakt der Rechtsparteiler gegen die Mieterfreunde.

bleiben muß, als nicht den Betrieben die notwendigen
Mittel zu ihrer Fortführung gewährt werden. Praktiſche
Erwerbsloſenfürſorge iſt nur zu betreiben, indem man

ſich aber nicht allein auf die Arbeiter beſchränken; auch
für die ſtellungsloſen Angeſtellten, deren Lage, wie Stadtv.
Schüler ausführte, nicht weniger ungünſtig iſt, wie die
der Arbeiter, muß geſorgt werden. Stadt Schüler forderte
weiter vom Magiſtrat, alles zu verſuchen, um von dem
vom Reich für Notſtandsarbeiten bereitgeſtellten Kredit
von 100 Millionen auch einen Anteil für die Stadt Magde

burg zu ſichern. WZum Nachdenken geben auch die Ausführungen des
Finanzdezernenten, des Bürgermeiſters Paul, Anlaß, der
darüber klagte, daß das Privatkapital Angſt habe, vor der
Anlage ſeiner flüſſtgen Mittel in langfriſtigen Krediten,
wie ſie z. B. die Anleihen der Gemeinden darſtellen. Jn
den Kreiſen der Sparer iſt die Furcht nicht zu beſeitigen,
daß dieſes Anlagekapital denſelben Weg gehen könne, wie
die Vorkriegsanleihen.

Das iſt die ungausbleibliche Folge des Raubzuges auf
Taſchen der Sparer und Kleinrentner durch die Auf

wertungsgeſetze, die die Rechtsparteien mit Unterſtützung
der Linken im Reichstage durchgeſetzt haben. Es iſt eine

Fungeſunde Erſcheinung in unſerem Wirtſchaftsleben, daß
die öffentlichen Gemeinweſen ſowohl als auch Handel und
Induſtrie infolge der Kapitalnot an Blutarmut kranken,
die ihre Entwickelung und freie Betätigung hemmt, wäh
rend zu gleicher Zeit eine Geldflüſſigkeit beſteht, wie wir
ſie ſeit langem nicht beobachten konnten. Das ſind die Kon
ſequenzen einer kurzſichtigen Politik des Eigennutzes, vor
der die Demokraten vergeblich gewarnt haben.

die

Ziemlich gewaltſam machten die Rechtsparteiler der
Ausſprache über den Antrag der ſozialdemokratiſchen
Fraktion ein Ende, die den Magiſtrat veranlaſſen wollte,
bei den geſetzgebenden Körperſchaften die Zurückziehung
des Geſetzentwurfes über die Abänderun g. der
Mieterſchutzbeſtimmungen ſowie die Aufhebung
des S 27a der dritten Steuernotverordnung zu fordern.
Die Demokraten haben nie ein Hehl daraus gemacht, daß
ſie die Wiedereinführung der freien Wirtſchaft auch auf
dem Gebiete des Wohnungsmarktes für ein unbedingtes
Erfordernis halten, wenn endlich wieder geſunde Verhält
niſſe in unſerer Wirtſchaft einkehren ſollen. Ob dieſes Ziel
aber unter den heutigen Verhältniſſen ſchon zu erreichen
iſt, da Millionen von Volksgenoſſen ohne Erwerb und
Einkommen ſind und durch die Beſeitigung der Mieter
ſchutzbeſtimmungen zweifellos ihre Notlage noch bedeutend
verſchärft ſehen würden, das iſt eine Frage, die wir heute
nicht bejahen können.

In dieſem Sinne bewegten ſich auch die Ausführungen
des Sprechers der demokratiſchen Fraktion, des Stadtv.
Becker.

Den Rechtsparteilern und den Völkiſchen ſind ſolche
Rückſichten auf ihre in Not befindlichen Volksgenoſſen

Wir können uns denken, daß dem Herrn Gewerbe
lehrer Wettwer unſere Feſtſtellung ſehr unangenehm war
und, wie es auch den Anſchein hat, nicht ohne Erfolg ge
blieben iſt. Herr Wettwer hat die letzten Nummern der
„Elbwacht“ nicht mehr verantwortlich gezeichnet. Hat ihm
die Schulbehörde etwa die Ausübung dieſer ehrenamtlichen
Tätigkeit unterſagt? Die Behörde hätte ſchon längſt ein
greifen müſſen. Es war Un verantwortlich von der Be
hörde, daß ſie geduldet hat, einem Erzieher die Schrift
leitung eines ſolchen Blättchens zu geſtatten, daß ſeine
heilige Aufgabe daran ſieht, die Behörde und ihre ver
antwortlichen Leiter herabzuwürdigen. Herr Wettwer
wird ja anderer Anſicht ſein und er wird mit ſeinem
Kollegen Meyer gegen die „Mitteldeutſche Rundſchau“
kräftig poltern, weil dieſes Blatt es überhaupt wagt, die

Jn

Behörde anzuſpornen, ganz energiſch nach dem Rechten zu
ſehen. Wir ſind überzeugt, daß die Völkiſchen im umge
kehrten Falle anders handeln würden.

Bei dieſer Gelegenheit möchten wir nochmals auf den
Fall Luppe zurückkommen. Wie dieſer demokratiſche Bür
germeiſter verleumdet wurde, mögen unſere Leſer an fol
gendem erſehen Der völkiſche Arzt Weißbrod in
Nürnberg hat eine ganz gemeine Verleumdung gegen Dr.
Luppe verbreitet. Herr Dr. Luppe hat dieſen tapferen
wölkiſchen Mann wegen übler Nachrede vor den Richter ge

fremd. Da ſie gegen die Stichhaltigkeit dieſer Gründe
nichts einzuwenden hatten, vereitelten ſie die

Ausſprache, indem ſie Ueberweiſung des Antrages an
einen Ausſchuß forderten. Da nur 15 Stimmen zur Anter
ſtützung des Antrages erforderlich ſind, mußte ihrem Ver
langen nachgegeben werden.

Dieſes Verhalten der Rechtsparteiler iſt typiſch für ihre
ganze Art, mit der ſie mit den Intereſſen ihrer Wähler
umſpringen. Auch unter ihren Wählern befinden ſich doch
viele Mieter, die durch eine Aufhebung der Mieterſchutz
beſtimmungen im gegenwärtigen Moment in ganz bedeu
tender Weiſe geſchädigt werden würden. Die Wähler
werden ſich das zu merken haben.

bracht. Herr Weißbrod hat es jedoch vorgezogen, noch vor
Eintritt in die Verhandlung eine demütige Erklärung
abzugeben, die folgenden Wortlaut hat:

„Jch bedauere, ſeinerzeit das Opfer falſcher Jnformationen
geworden zu ſein, verpflichte mich zur Tragung der Koſten des
Strafverfahrens und ermächtige Dr. Luppe, falls dieſer es für
angezeigt hält, die meinerſeits abgegebene Erklärung in der
öffentlichen Stadtratsſitzung bekannt zu geben.“

DenKommunalpolitiſche Tagung der dem o
kratiſchen Partei. Die kommunalpolitiſche Tagung,
die am Sonntag, den 7. Februar, vormittags 10,30 Ahr, im
Anſchluß an die Vorſtandsſitzungen des deutſchen und des
preußiſchen Städtetages im Gebäude des Preußiſchen
Landtages in Berlin ſtattfindet, iſt vom Kommunglpoli
tiſchen Ausſchuß der Deutſchen Demokratiſchen Partei ein
berufen worden, deſſen Vorſtand u. g. Landtagsabgeord
neter Juſtizrat Falk-Köln, Reichsinnenmini ſt e r
Dr. Külz und die Oberbürgermeiſter Böß
Berlin Landmann- Frankfurt a. M. und Weiß
Ludwigshafen bilden. Auf der Tagesordnung ſtehen ne
ben der Konſtituierung des Ausſchuſſes zwei beſonders
intereſſante Referate, nämlich das des Reichsinnenminiſters
Dr. Külz über kommungalpolitiſche Ziele
und das des Berliner Oberbürgermeiſters Bö ß über die

Arbeitsmöglichkeiten ausfindig macht. Die Fürſorge darf



Selbſtverwaltungund Ländern Zu der Tagung ſind alle in der Selbſt
verwaltung tätigen und kommunglpolitiſch intereſſterten
Demokraten eingeladen. Eine große Zahl führender Kom
munalpolitiker wird an der Sihung teilnehmen.

Bezirk Magdeburg
D. D. P. (Geſchäſtsſührender Ausſchuß Sitzung

Montag den 8. Februar, abends 8 Uhr in der Geſchäfts
ſtelle.

D. D. P. (Stammtiſch.) Dienstag den 9. Februar
abends 8 Uhr Hotel „Weißer Bär“ Weinfaßſtraße 6.
Mitglieder und Freunde herzlich willkommen

D. D. P. Magdeburg. Die für Sonntag den 7. Februar
vorgeſehene Verſammlung iſt um eine Woche verlegt und fin
det am Sonntag den 14. Februar vormittags 11 Uhr in der
„Freundſchaſt“ ſtatt. Unſere Abgeordneten Dr. Hum m el und
Dr. Bohner haben Referate übernommen. Die Ver
trauensleunte aus dem Bezirk, ſind zu dieſer
Verſammlung freundlichſt eingeladen.

Stadteilsgruppe Neuſtadt. Freitag den 12. Februar
abends 8 Ahr im Gaſthof zum goldenen Anker Hauptver
ſammlung Redner ein Abgeordneter. Wir bitten unſere
Mitglieder, ſehr zahlreich zu erſcheinen.
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Der Tod hält in unſeren Reihen reichlich Ernte. Am
T Februar verſtarb unſer Mitglied Herr Julius Wert
heimer im Alter von 69 Jahren. Der Verſtorbene hat
innerhalb eines Jahres ſchwere Schickſalsſchläge, durch den
Tod ſeiner einzigen Tochter und Frau, erlitten. Er
wurde von der Magdeburger Kaufmannſchaft ſehr verehrt.
Für die Armen hatte er ſtets ein warmes Herz. Sein An
denken wird von uns in Ehren gehalten.

K

Hören Sie bitte, lieber Freund! Sie billigen unſere
Beſtrebungen, leſen auch unſer Mitteilungsblatt. Ohne
beſondere Mühe können Sie unſere Wochenſchrift fördern.
Berückſichtigen Sie bitte beim Einkauf die Jnſerenten un

ſeres Blattes. Tun Sie, bitte, noch ein zweites; berufen
Sie ſich dabei auf unſere Wochenſchrift. Der Geſchäfts
mann iſt Jhnen und vor allem auch uns dafür dankbar

Kreis Jerichow J (Kreistagsſittzung.) Der neue Kreis
tag ſetzt ſich zuſammen aus 13 Mitgliedern der Wirtſchaft
lichen Einheitsliſte Deutſchnationale Volkspartei,

Deutſche Volkspartei, Landbund, Völkiſche Freiheitspartei,
Wirtſchaftsverbände und Vaterländiſche Verbände), 10
Sozialdemokraten, 2 Demokraten und 1 Kommuniſt. Der

Kommuniſt hat ſich als Hoſpitant der ſozialdemokratiſchen
Fraktion angeſchloſſen. Die „Wirtſchaftliche Einheitsliſte“

hat den Verſuch gemacht, die Demokraten für eine ſoge
nannte bürgerliche Fraktion im Kreistag zu gewinnen.
Die Demokraten haben dankend abgelehnt, da ſie mit Leu

en vom Landbund, Deutſchnationalen und Völkiſchen
ichts zu tun haben wolle Unſere Vertreter ſind feſt

entſchloſſen, den Herren von rechts zu zeigen, daß ſie eine
einwandsfreie Politik, die den ſchaffenden Ständen in
Stadt und Land zugute kommt, zu führen gewillt ſind.
Sie werden auch dem Konglomerat der Herren Lamprecht

und Schaefer beweiſen, daß die Demokraten ſich nicht miß
brauchen laſſen für monarchiſtiſche Seitenſprünge. Dieſen
Beweis haben ſie in der erſten Sitzung, die am 29. Januar
ſtattfand, erbracht. Sie haben gemeinſam mit der Sozial
demokratie für die Wahlen des Kreisausſchuſſes und der
Kommiſſionen Wahlvorſchläge eingebracht. Jn den Kreis

ausſchuß wurden drei Rechtsleute, zwei Sozialdemokraten
und unſer Parteifreund Lehrer DuhmeBüden gewählt.

Jn die Finanzkommiſſton wurde unſer Parteifreund
Mietzſch Gräben und in die Kleinbahnkommiſſton un
ſer Parteifreund Oel zeMöckern gewählt. Entſprechend

unſerer Stärke wurden für die einzelnen Steuerbezirke und
in die Kommiſſtonen zur Auswahl der Schöffen und Ge

ſchworenen für die einzelnen Amtsbezirke eine Anzahl De
mokraten gewählt. Da auf beiden Seiten ſtets 13 Stim

men vorhanden ſind, mußte ſehr häufig das Los entſcheiden,
das in den meiſten Fällen für die ſozialdemokratiſchdemo
kratiſche Liſte entſchied. So auch bei der Wahl des Amts
vorſtehers für den Amtsbezirk Gr.Lübars. Das Los
entſchied für den Republikaner Landwirt Rohde- Gr.
Lübars. Wir möchten bei dieſer Gelegenheit noch auf
eins hinweiſen. Anſere Parteifreunde OelzeMöckern und
MietzſchGräben gehören dem Deutſchen Bauernbunde an.
Auf der „Wirtſchaftlichen Einheitsliſtes ſind ebenfalls zwei
Mitglieder des Deutſchen Bauernbundes gewählt und zwar
die Ferren Ferchland und Kluth. Herr Ferchland hatte
das Bedürfnis, bei den Demokraten anzufragen, ob ſie be
reit ſind, einer Fraktion beizutreten, die von den vier Mit
gliedern des Deutſchen Bauernbundes gebildet werden ſoll
ke, im Anſchluß an die Rechtsfraktion. Dieſer Vorſchlag
wurde von unſeren Parteifreunden abgelehnt, dagegen aber
die Bereitwilligkeit erklärt, einer Fraktion beizutreten,
die weder von links noch von Rechts abhängig iſt. Sie
ſtellten dabei die eine Bedinngung, daß ihnen das Vor
ſchlagsrecht für das Mitglied in den Kreisausſchuß zuge
ſtanden werden muß. Auf dieſer Grundlage konnten ſich
die auf der „Wirtſchaftlichen Einhettsliſte“ gewählten
Bauernbündlern mit unſeren Parteifreunden nicht
einigen. Wir ſind nun neugierig wie ſich Herr
Kluth und Herr Ferchland unter Führung des völ

in ihrer Beziehung zu Reich kiſchen Lamprecht und des Landbundes bewegen.
Nach der erſten Probe bei der Wahl des Amtsvorſteher
in Gr. Lübars iſt anzunehmen, daß Herr Kluth und Herr
Ferchland gewillt ſind, für die Folge ſtramm mit der Rech

ten zu ſtimmen.
Quedlinburg. Unſere Jahreshauptverſammlung fin

det am Mittwoch, den 10. Februar, abends 8 Uhr, in der
„Goldnen Sonne ſtatt. Tagesordnung 1. Jahresbe
richt, 2. Kaſſenbericht, 3. Vorſtandswahlen, 4. Vortrag, 5.
Anträge und Verſchiedenes.

Die Mitglieder der Ortsgruppe werden gebeten der
Jahresverſammlung beizuwohnen und pünktlich zu erſchei
en. Durch Mitglieder eingeführte Gäſte ſind herzlichſt
willkommen

Bezirk Halle.
DHueſterburg verurteilt

Gegen das vom Regierungspräſidenten Dr. Grützner
im September vorigen Jahres erlaſſene Verbot des Mit
führens von Stöcken in öffentlichen Verſammlungen und
bei Amzügen das den häufigen Schlägereien ein Ende mach
ke, hatte der Halleſche Stahlhelmſührer Oberſtleutnant
a. D. Dueſterburg ſeiner Zeit eine Proteſtverſammlung ein
berufen. Dabei wurde gegen dieſes Verbot in allen Ton
arten gewettert und behauptet, daß es nur erlaſſen ſei, um
die Anhänger des Stahlhelms wehrlos zu machen. Due
ſterburg entſandte dann als Ergebnis dieſer Proteſtver
ſammlung ein Brief Telegramm an den Reichsinnenminiſter
Schiele und führte darin u. a. aus, daß der Stahlhelm in
folge dieſes Stockverbotes 5 Tote zu beklagen habe, daß
dieſe Wirkung vom Regierungspräſidenten Grützner an
ſcheinend beabſichtig ſei und daß für das vergoſſene Blut
der Reichsbannerführer Hörſing und deſſen Freunde Se
vering und Grützner verantwortlich ſeien.

Regierungspräſident Grützner hatte deswegen damals
Beleidigungsklage erhoben, die aber erſt nach einem Eing
greiſen des Oberſtaatsanwalts zur Verhandlung kam. Trotz
dem hierbei dem Herrn Dueſterburg der Schutz des S 193
in weiteſtgehendem Maße zuerkannt wurde und trotzdem
ſich der Angeklagte darauf berufen zu müſſen glaubte, daß
ſeine Anhänger ihn nach Erlaß des Stockverbotes um Hilfe
angerufen hatten, weil ſie ſich ohne Eichenſtock nicht ſicher
fühlten, kam das Gericht doch zu einer Verurteilung. Die
Schwere und Abſicht der Beleidigung des Regierungsprä
ſidenten ſei unverkennbar und liege auch noch darin, daß
der Angeklagte ſein an den Reichsinnenminiſter geſandtes
Brief Telegramm außerdem gleichzeitig an die Telegra
phenAnion zur Weitergabe an die Tageszeitungen gege
ben habe und ſich hierbei auch in Bezug auf die angeblich
verletzten Stahlhelmer Uebertreibung habe zu Schulden
kommen laſſen. Nur ſeine bisherige Strafloſigkeit ſchütz
te ihn vor einem ſtrengeren Urteil. Dem Beleidigten
wurde außerdem die Publikationsbefugnis in der „Halle
ſchen geitung“, dem „Volksblatt“ und der „Deutſchen Ta

geszeitung“ zuerkannt. e
Halle. Jn der Jahreshauptverſammlung des Ver

eins der Deutſchen Demokratiſchen Partei, die am 27. Ja
nuar in dem gutbeſetzten Nikolausſaal ſtattfand, hielt
Kreismedizinalrat Dr. Kühnlein Merſeburg einen Vortrag
über „Volksnot und Fürſtenabfindung“. Der Redner ging
bei der Schilderung der wirtſchaftlichen Lage des deutſchen
Volkes zunächſt vom ärztlichen Geſichtspunkte aus. Die
Sterblichkeitsziffer an Tuberkuloſe ſei ſtändig im Wachſen,
ebenſo ſei ein Geburtenrückgang unverkennbar. Nach den
ſtatiſtiſchen Aufnahmen gäbe es in Deutſchland 7 Millio
nen Menſchen, die kein eigenes Bett haben. Dazu komme
die ungeheure Arbeitsloſigkeit und Wohnungsnot, denn
den 120 000 neugebauten Wohnungen ſtänden 700 000 Ehe
ſchließungen gegenüber. Täglich werde das wirtſchaftliche
Elend größer. Jn dieſer Notlage verlangten die früheren
Fürſtenhäuſer nicht weniger wie eine Goldmilliarde. Auch
der ganze Troß der Depoſſedierten und Standesherren
melde ſich jetzt mit Anſprüchen und ſogar an frühere Mai
treſſen ſoll das deutſche Volk Anterhaltungskoſten zahlen
Der Vortragende kennzeichnete dann im einzelnen die maß
loſen übertriebenen Forderungen verſchiedener Fürſten häu
ſer, die ſoweit gingen, daß ſogar die Rechtsregierung in
Thüringen Ab wehrmaßnahmen verlange. Dabei könne nie
mand nachprüfen, welche Vermögensbeſtände die ehemali
gen Fürſtenhäuſer im Auslande untergebracht und ange
legt hätten. Gegen ſolche maßloſen Anſprüche müſſe ein Zu
ſammenſchluß des deutſchen Volkes ſtattfinden mit der Pa
role: Gegen Fürſtenrecht, für Volksrecht!“

Die Verſammlung ſpendete dem Redner langanhalten
den VBeifall, dem der Vorſttzende, Oberingenieur Minner,
durch Dankesworte noch beſonderen Ausdruck gab. Hier-
auf erſtattete der Geschäftsführer Dornblüth, Bericht über
die kürzlich in Berlin abgehaltene Sitzung des Parteiaus
ſchuſſes und anſchließend den Tätigkeitsbericht über das ab
gelaufene Geſchäftsjahr. Der Schatzmeiſter, Herr Ban
kier Schwarz, gab einen Ueberblick über die Einnahmen
und Ausgaben, die Entlaſtung erfolgte unter Dankeswor
ken für ſeine Mühewaltung. Bei der Vorſtandswahl wurde
Frau Juſtizrat Margarethe Bennewitz in Anbetracht ihrer
langjährigen höchſt yerdienſtvollen Mitarbeit einſtimmig
zum Ehrenmitgliede des geſchäftsführenden Vorſtandes ge
wählt. Der bisherige Vorſtand wurde durch Einkritt von

Frl. Vehſe ergänzt und wiedergewählt
derung zur regen Mitarbeit ſchloß der Vorſitzende Her
Minner, die Verſammlung

Halle.
dentengruppe. Jm Anſchluß an einen Vortrag über „Hoch
ſchule und Politik den Herr Renker vor Zuhörern au
ſtudentiſchen Kreiſen hielt, erfolgte die Konſtituierun
einer „Republikaniſchen Studentengruppe“

dählt bereits eine ſtattliche Anzahl von Mitgliedern

Jung demokraten
Die republikaniſche Jugendkundgebung am 28. Jan

1926, zu der die Initiative von den Jungdemokraten Hall
a. S. ausgegangen war, erfreute ſich außerordentlichen Be

ſuches.
kratiſch-ſoziale Republik ringen, war der Abend ein tieſe
Erlebnis Die Rede Otto StündsNürnberg, des Führer
der Baheriſchen Jungdemokraten, über „Das junge Deutſch
land und die wirkliche Republik fand bei allen Geſinnung
freunden Aufnahme
zu uns gehören, aber mit dem ernſten Wollen hingekon
men waren, den Gedankengängen des Redners zu folge

Liebe zur Republik und Volk getragenen Ausführunge
durch lebhaften Beifall Ausdruck

Der Kernpunkt der Rede Otto Stünds war der Aufru
zu einem Menſchentum.
und Klaſſenunterſchiede dürfen uns trennen
ſinnung iſt zu achten, wenn derjenige überzeugt iſt, der
zur Schau krägt. Die Schlimmſten ſind die bequeme
die glauben, ſich um
ken zu können. Die
bhnedies vorwärts,
Entwicklung beſtimmen. An uns liegt es, die Republ
ſo auszugeſtalten, wie wir ſie haben wollen. Trotzdem d
Parteien verſuchen, die Jugend an ſich zu reißen, iſt die
doch vorurteilsfreier als die Großen Man kann deshal
am beſten die Forderungen der neuen Zeit erkennen. Dur
gegenſeitige Achtung zum wahren Menſchentum! Titel un
Namen ſind nichts, Menſch ſein, iſt alles. Das müſſen d
Grundſteine ſein, auf denen ſich das junge Deutſchland d
wirkliche Republik aufbauen will.

Zur einſtimmigen Annahme gelangte folgende R
ſolution: „Die am 28. Januar 1926 im großen Saale de
Wintergartens in Halle a. S. anläßlich einer republik
niſchen Jugendkundgebung verſammelten Einwohner Hall
ſtellten ſich reſtlos und geſchloſſen hinter den Volksentſche
über die Vermögensenteignung der ehemaligen deutſche
Fürſten und gelobten, mit allen ihren Kräften zu kämpfe
für den Sieg: „Nichts den Fürſten, alles dem Volkel“

Ferner gab die Verſammlung ihre Zuſtimmung zu
Abſendung eines Glückwunſchtelegrammes zum 60. G

Entwicklung in unſerem Sinn ſchreit

franzöſiſchen Dichter Romain Roleaud

e Wr

nung, den
s

e e
Reichsbanner SchwarzRotGold.

Sonntag, den 7. Frbruar. Früh 8,30 Ahr Sammeln a
dem Wettiner Platz zum Ausmarſch, Richtung Troth
Seeben. Rückkehr Mittag 1 Ahr. Radfahrer un
Spielmannszug zur Stelle.

Montag, den 8. Februar. Schlußtag der Einzahlung di
e zur Fahrt nach Hamburg am 20. Februe

6.

Dienstag, den 9. Februar.
Abteilung. Abrechnung.

Sonnabend, den 20. Februar.

UAnterkaſſierer der 3. und

Früh 2 Ahr, (Freitag

derzuges nach Hamburg. Anzug Bundeskleidun

geſchirr.

Dre
Stendal. Bericht kam zu ſpät, erſcheint in nächſt

Nnmmer.

muß erarbeitet werden.

Werbet bei allen Gelegenheiten Leſer!

Probeſtücke durch den Verlag

Magdeburg, Breiterweg 139/140

9

dee

Gäſte willkommen!

SSonntag, den 14. Februar 1926
Portittags I1 Uhr

in der

„Sreundſchaft“
Gäſte willkommen

Die Grupp

Ruckſack oder Torniſter mit Decke, Proviant und E

Mit der Auffor

Konſtituterung einer republikaniſchen Stu

Für alle, die mit rn und Herz für die dem

Die Verſammlungsbeſucher, die nich

gaben ihrer Achtung vor den geiſtvollen, von unendliche

Keine Standes, Geſellſchaft
Jede G

die Gegenwartsaufgaben herumdrü

wir aber ſind es, die das Tempo dieſe

Iropeſſion.

Nicht frein

Glück nur

Tugend ke

wir nicht.

eine Panr

Rotor an
weter Geſe

In erreiche

ſpingt zu
Aiſtung.

tummeln
harren ein
ihre Gegne

droht Arb

Wöhnlichen

burtstage (29. 1. 26) an den Vorkämpfer für Völkerverſö s

Heere aus

ſüſſen mu

ſehr wen
ind in ſich

Geſchäftsſtelle bis 10 Ahr abends offen. An
terkaſſierer der 1., 2. und 4. Abteilung Abrechnun

Sonnabendnacht) ab Bahnhof Halle Abfahrt des So
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